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Zusammen 

Stellung 

des Entwurfs einer Wehrbeschwerdeordnung (WBO) 

- Drucksache 2359 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(6. Ausschuß) 

Entwurf 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf einer Wehrbeschwerdeordnung 

(WBO) 

Entwurf einer Wehrbeschwerdeordnung 
(WBO) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

§ 1 

Beschwerderecht 

Beschwerderecht 

(1) Der Soldat kann sich beschweren, wenn 
er glaubt, von Vorgesetzten oder von Dienst- 
stellen der Bundeswehr unrichtig behandelt 
oder durch pflichtwidriges Verhalten von Ka- 
meraden verletzt zu sein. 

(1) unverändert 

(2) Der Soldat kann sich auch dann be~ 
schweren, wenn ihm auf einen Antrag inner- 
halb von zwei Wochen ohne zureichenden 
Grund kein Bescheid erteilt worden ist. 

(2) Die Beschwerde kann auch darauf ge- 
stützt werden, daß ihm auf einen Antrag in- 
nerhalb von zwei Wochen ohne zureichen- 
den Grund kein Bescheid erteilt worden ist. 

(3) Gegen dienstliche Beurteilungen findet 
eine Beschwerde nidit statt. Gemeinschaftliche 
Beschwerden sind unzulässig. 

(3) Gegen dienstliche Beurteilungen findet 
eine Beschwerde nicht statt. 


(4) Gemeinschaftliche Beschwerden sind 
unzulässig. Insoweit wird das Petitionsrecht 
nach Artikel 17 des Grundgesetzes einge- 
schränkt. 

§2 

§ 2 

Verbot nachteiliger Folgen 

Verbot der Benachteiligung 

Niemand darf dienstlich gemaßregelt oder 
benachteiligt werden, weil seine Beschwerde 
nicht auf dem vorgeschriebenen Weg oder 

unverändert 
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nicht fristgerecht eingelegt worden ist oder 
weil er eine unbegründete Beschwerde erho- 
ben hat. 


§3 


Wirkung der Beschwerde 

(1) Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung. Die Einlegung der Beschwerde be- 
freit insbesondere nicht davon, einen Befehl, 
gegen den sich die Beschwerde richtet, auszu- 
führen. § 11 des Soldatengesetzes vom 

19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 111) 
bleibt unberührt. 


(2) Die für die Entscheidung zuständige 
Stelle kann die Ausführung des Befehls oder 
die Vollziehung einer Maßnahme bis zur Ent- 
scheidung über die Beschwerde aussetzen; sie 
kann auch andere einstweilige Maßnahmen 
treffen. 
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§ 3 


Wirkung der Beschwerde 


unverändert 


§4 


Vermittlung und Aussprache 


(1) Der Beschwerdeführer kann vor Einle- 
gung der Beschwerde einen Vermittler anru- 
fen, wenn er sich persönlich gekränkt fühlt 
und ihm ein gütlicher Ausgleich möglich er- 
scheint. 


(2) Der Vermittler darf frühestens nach Ab- 
lauf einer Nacht und muß innerhalb einer Wo- 
che, nachdem der Beschwerdeführer von dem 
Beschwerdeanlaß Kenntnis erhalten hat, ange- 
rufen werden. 

(3) Als Vermittler wählt der Beschwerde- 
führer einen Soldaten, der sein besonderes 
Vertrauen genießt und an der Sache selbst 
nicht beteiligt ist. Der als Vermittler Ange- 
rufene darf die Durchführung der Vermitt- 
lung nur aus zwingenden Gründen ablehnen. 
Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerdefüh- 
rers oder des Verklagten und der Vertrauens- 
mann dürfen die Vermittlung nicht überneh- 
men. 


(4) Der Vermittler soll sich in persönlichem 
Benehmen mit den Beteiligten mit dem Sach- 
verhalt vertraut machen und sich um einen 
Ausgleich bemühen. 

(5) Bittet der Beschwerdeführer den Ver- 
klagten vor der Vermittlung oder anstelle 
einer Vermittlung um eine Aussprache, so hat 


§ 4 


Vermittlung und Aussprache 


(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Als Vermittler wählt der Beschwerde- 
führer einen Soldaten, der sein persönliches 
Vertrauen genießt und an der Sache selbst 
nicht beteiligt ist. Der als Vermittler Ange- 
rufene darf die Durchführung der Vermitt- 
lung nur aus wichtigem Grund ablehnen. 
Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerde- 
führers oder desjenigen, über den die Be- 
schwerde geführt wird (Betroffener) und der 
Vertrauensmann dürfen die Vermittlung 
nicht übernehmen. 

(4) unverändert 


(5) Bittet der Beschwerdeführer den Be- 
troffenen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) vor der Ver- 
mittlung oder anstelle einer Vermittlung um 
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der Verklagte ihm Gelegenheit zur Darlegung 
seines Standpunktes zu geben. 


§5 

Einlegung der Beschwerde 

(1) Die Beschwerde ist bei dem nächsten 
Disziplinarvorgesetzten des Beschwerdeführers 
oder bei der für die Entscheidung sonst zu- 
ständigen Stelle einzulegen. 

(2) Soldaten, die in einem Lazarett liegen, 
können Beschwerden auch bei dem leitenden 
Sanitätsoffizier des Lazaretts einlegen. Sol- 
daten in Arrest- oder Strafanstalten können 
Beschwerden auch bei einem militärischen An- 
staltsvorgesetzten einlegen. 

(3) Ist der nächste Disziplinarvorgesetzte 
oder sind die in Absatz 2 genannten Stellen 
nicht selbst zur Entscheidung über eine bei 
ihnen eingelegte Beschwerde zuständig, so 
haben sie diese unverzüglich mit ihrer Stel- 
lungnahme der zuständigen Stelle unmittelbar 
zuzuleiten. 


§6 


Frist und Form der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde darf frühestens nach 
Ablauf einer Nacht und muß binnen zwei 
Wochen eingelegt werden, nachdem der Be- 
schwerdeführer von dem Beschwerdeanlaß 
Kenntnis erhalten hat. 


(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich einzulegen. Wird sie mündlich vor- 
getragen, so ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die vom Beschwerdeführer unterschrieben wer- 
den muß. 


§7 


Fristversäumnis 


Wird der Beschwerdeführer an der Einhal- 
tung einer Frist durch militärischen Dienst, 
durch Naturereignisse oder andere unabwend- 
bare Zufälle gehindert, so läuft die Frist erst 
drei Tage nach Beseitigung des Hindernisses 
ab. 


§8 


Zurücknahme der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde kann jederzeit durch 
schriftliche Erklärung zurückgenommen wer- 


eine Aussprache, so hat der Betroffene ihm 
Gelegenheit zur Darlegung seines Stand- 
punktes zu geben. 


§ 5 


Einlegung der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde ist bei dem nächsten 
Disziplinarvorgesetzten des Beschwerdefüh- 
rers einzulegen. Ist für die Entscheidung eine 
andere Stelle zuständig, so kann die Be- 
sdiwerde audi dort eingelegt werden. 


(2) unverändert 


(3) Ist der nächste Disziplinarvorgesetzte 
oder sind die in Absatz 2 genannten Stellen 
nicht selbst zur Entscheidung über eine bei 
ihnen eingelegte Beschwerde zuständig, so 
haben sie diese unverzüglich der zuständigen 
Stelle unmittelbar zuzuleiten. 


§ 6 

Frist und Form der Beschwerde 
(1) unverändert 


(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich einzulegen. Wird sie mündlich vor- 
getragen, so ist eine Niederschrift zu ferti- 
gen, die vom Beschwerdeführer zu unter- 
schreiben ist. 


§ 7 


Fristversäumnis 


unverändert 


§ 8 


Zurücknahme der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde kann jederzeit durch 
schriftliche Erklärung zurückgenommen wer- 
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den. Die Erklärung ist gegenüber dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten oder der für die 
Entscheidung sonst zuständigen Stelle abzu- 
geben. Die Beschwerde ist dadurch erledigt, 

(2) Die Pflicht des Vorgesetzten, im Rah- 
men seiner Dienstaufsicht Mangel abzustellen, 
bleibt bestehen. 


§9 

Zuständigkeit für den Beschwerdebescheid 

(1) Über die Beschwerde entscheidet der 
Disziplinarvorgesetzte oder die Behörde der 
Wehrverwaltung, die den Gegenstand der Be- 
schwerde zu beurteilen haben. 


(2) Hat das Unterstellungsverhältnis des 
Verklagten gewechselt, und richtet sich die Be- 
schwerde gegen seine Person, so geht die Zu- 
ständigkeit auf den neuen Vorgesetzten des 
Verklagten über. 

(3) Ist zweifelhaft, wer von mehreren Vor- 
gesetzten zuständig ist, so bestimmt der näch- 
ste gemeinsame Vorgesetzte, wer zu entschei- 
den hat. 


§ 10 

Vorbereitung der Entscheidung 

(1) Der entscheidende Vorgesetzte hat den 
Sachverhalt durch mündliche oder schriftliche 
Verhandlungen zu klären. Er kann die Auf- 
klärung des Sachverhalts einem Offizier über- 
tragen. Über den Inhalt mündlicher Verhand- 
lungen ist ein kurzer zusammenfassender Be- 
richt zu fertigen. 

(2) Bei Beschwerden in fachdienstlichen An- 
gelegenheiten ist die Stellungnahme der nächst- 
höheren Fachdienststelle einzuholen, wenn 
diese nicht selbst für die Entscheidung zustän- 
dig ist, 

(3) Betrifft die Beschwerde Fragen des in- 
neren Dienstbetriebes, der Fürsorge, der Be- 
rufsförderung, des außerdienstlichen Gemein- 
schaftslebens oder persönliche Kränkungen, so 
soll der Vertrauensmann gehört werden. 


§ 11 

Beschwerden bei abgesetzten Truppenteilen 

Ist der für die Entscheidung zuständige Dis- 
ziplinarvorgesetzte bei abgesetzten Truppen- 
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den. Die Erklärung ist gegenüber dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten oder der für die 
Entscheidung sonst zuständigen Stelle abzu- 
geben. Diese Beschwerde ist dadurch erledigt. 

(2) unverändert 


§ 9 


Zuständigkeit für den Beschwerdebescheid 


(1) Über die Beschwerde entscheidet der 
Disziplinarvorgesetzte, der den Gegenstand 
der Beschwerde zu beurteilen hat. In Ange- 
legenheiten der Wehrverwaltung entscheidet 
die nächsthöhere Dienststelle der Wehrver- 
waltung. 

(2) Hat das Unterstellungsverhältnis des 
Betroffenen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) gewechselt, 
und richtet sich die Beschwerde gegen seine 
Person, so geht die Zuständigkeit auf den 
neuen Vorgesetzten des Betroffenen über. 

(3) In Zweifelsfällen bestimmt der nächste 
gemeinsame Vorgesetzte, wer zu entscheiden 
hat. 


§ 10 


Vorbereitung der Entscheidung 


unverändert 


§ 11 


Beschwerden bei abgesetzten Truppenteilen 


unverändert 
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teilen, an Bord von Schiffen oder in ähnlichen 
Fällen nicht anwesend und auf dem gewöhn- 
lichen Postwege schriftlich nicht erreichbar, so 
gilt folgendes: 

a) Der Beschwerdeführer kann die Beschwerde 
einlegen, sobald die Behinderung wegge- 
fallen ist. Die Frist für die Einlegung der 
Beschwerde läuft in diesem Falle erst drei 
Tage nach Beseitigung des Hindernisses ab. 

b) Die Beschwerde kann auch bei dem höch- 
sten anwesenden Offizier eingelegt wer- 
den. Dieser hat die Entscheidung der Be- 
schwerde gemäß § 10 vorzubereiten und 
die Akten nach Behebung des Hindernisses 
unverzüglich der für die Entscheidung zu- 
ständigen Stelle zuzuleiten. Er kann Maß- 
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 treffen. 

§ 12 

Beschwerdebescheid 

(1) Über die Beschwerde wird schriftlich 
entschieden. Der Bescheid ist zu begründen. Er 
ist dem Beschwerdeführer gegen Empfangs- 
schein auszuhändigen oder nach den sonstigen 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsge- 
setzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 379) zuzustellen und auch dem Verklagten 
mitzuteilen. In einem ablehnenden Bescheid 
ist der Beschwerdeführer über den zulässigen 
Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der Rechts- 
behelf einzulegen ist, und die einzuhaltende 
Frist schriftlich zu belehren. 

(2) Soweit eine strafgerichtlich zu verfol- 
gende Handlung Gegenstand der Beschwerde 
ist, ist die Angelegenheit unverzüglich an die 
zuständige Strafverfolgungsbehörde abzuge- 
ben. Dem Beschwerdeführer ist die Abgabe 
mitzuteilen. Soweit die Beschwerde durch den 
Ausgang des Strafverfahrens nicht erledigt 
wird, ist sie weiter zu behandeln. 

(3) Ist die Beschwerde nicht auf dem vor- 
geschriebenen Weg oder in der vorgeschriebe- 
nen Frist eingelegt worden, so ist sie unter 
Hinweis auf diese Mängel zurückzuweisen. Ihr 
ist trotzdem nachzugehen; soweit erforderlich, 
ist für Abhilfe zu sorgen. 

§ 13 

Inhalt der Entscheidung 

(1) Soweit die Beschwerde sich als begrün- 
det erweist, ist ihr stattzugeben und für Ab- 
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S 12 

Beschwerdebescheid 

(1) Über die Beschwerde wird schriftlich 
entschieden. Der Bescheid ist zu begründen. 
Er ist dem Beschwerdeführer gegen Emp- 
fangsschein auszuhändigen oder nach den 
sonstigen Vorschriften des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 379) zuzustellen und auch dem 
Betroffenen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) mitzuteilen. 
In einem ablehnenden Bescheid ist der Be- 
schwerdeführer über den zulässigen Rechts- 
behelf, die Stelle, bei der der Rechtsbehelf 
einzulegen ist, und die einzuhaltende Frist 
schriftlich zu belehren. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 13 

Inhalt der Entscheidung 
unverändert 
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hilfe zu sorgen. Dabei sind unzulässige oder 
unsachgemäße Befehle oder Maßnahmen auf- 
zuheben oder abzuändern. Ist ein Befehl be- 
reits ausgeführt oder sonst erledigt, ist aus- 
zusprechen, daß er nicht hätte ergehen dürfen., 
Zu Unrecht unterbliebene Maßnahmen sind, 
soweit noch möglich, nachzuholen, zu Unrecht 
abgelehnte Gesuche oder Anträge zu geneh- 
migen. 

(2) Ergibt sich, daß ein Dienstvergehen vor- 
liegt, so ist nach der Wehrdisziplinarordnung 
zu verfahren. Dem Beschwerdeführer ist die 
getroffene disziplinäre Entscheidung mitzu- 
teilen. 

(3) Soweit die Beschwerde nicht begründet 
ist, ist sie zurückzuweisen. 

§ 14 

Umfang der Untersuchung 

Die Untersuchung der Beschwerde ist stets 
darauf zu erstrecken, ob mangelnde Dienstauf- 
sicht oder sonstige Mängel im dienstlichen Be- 
reich vorliegen. 

§ 15 

Verfahren 

bei Beendigung des Dienstverhältnisses 

Ist zur Zeit der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses des Beschwerdeführers eine Be- 
schwerde eingelegt, so ivird die Fortsetzung 
des Verfahrens durch die Beendigung des 
Dienstverhältnisses nicht berührt. 

§ 16 

Weitere Beschwerde 

(1) Gegen den Beschwerdebescheid kann 
der Beschwerdeführer binnen zwei Wochen 
nach dessen Bekanntgabe (§ 12) weitere Be- 
schwerde einlegen, 

(2) Die weitere Beschwerde kann audi ein- 
gelegt werden, wenn über die Beschwerde in- 
nerhalb eines Monats nicht entschieden wor- 
den ist. 

(3) Für die Entscheidung über die weitere 
Beschwerde ist der nächsthöhere Disziplinar- 
vorgesetzte oder die nächsthöhere Behörde der 
Wehrverwaltung zuständig. 

(4) Für die weitere Beschwerde gelten die 
Vorschriften über die Beschwerde entspre- 
chend. 
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§ 14 

Umfang der Untersudiung 
unverändert 


§ 15 

Verfahren bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses 

Die Fortführung des Verfahrens wird nicht 
dadurch berührt, daß nach Einlegung der 
Beschwerde das Dienstverhältnis des Be- 
schwerdeführers endigt. 

§ 16 

Weitere Beschwerde 
unverändert 
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§17 

Verwaltungsgerichtliches Vorverfahren 

(1) Soweit gemäß § 59 des Soldatengeset- 
zes der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist, tritt 
das Beschwerdeverfahren an die Stelle des Vor- 
verfahrens. 

(2) Die Beschwerde kann in diesen Fällen 
audi bei der Stelle eingelegt werden, deren 
Entscheidung angefochten wird. Hält diese 
Stelle die Beschwerde für begründet, so hilft 
sie ihr ab. Andernfalls legt sie die Beschwerde 
der zur Entscheidung zuständigen Stelle vor^ 

(3) Das für die Anfechtungsklage zustän- 
dige Gericht kann schon vor Erhebung der 
Klage auf Antrag des Beschwerdeführers die 
aufschiebende Wirkung anordnen. Ist die 
Maßnahme Im Zeitpunkt der Entscheidung 
schon vollzogen, so kann das Gericht die Auf- 
hebung der Vollziehung anordnen. 

(4) Hält das angerufene Gericht die Zu- 
ständigkeit der Wehrdisziplinarkamrner für 
gegeben, so verweist es die Sache an die zu- 
ständige Wehrdisziplinarkamrner. Die Ent- 
scheidung ist für die Wehrdisziplinarkamrner 
bindend. 

§18 

Antrag 

auf Entscheidung der W ehrdisziplinarkammer 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos ge- 
blieben, so kann der Beschwerdeführer die 
Entscheidung der Wehrdisziplinarkamrner 
(§§ 52 bis 58 der Wehrdisziplinarordnung 


vom — Bundesge- 

setzbl. IS — ) beantragen, wenn seine 


Beschwerde eine Verletzung seiner Rechte oder 
eine Verletzung von Pflichten eines Vorge- 
setzten ihm gegenüber zum Gegenstand hat, 
die im Zweiten Unterabschnitt des Ersten Ab- 
schnittes des Soldatengesetzes mit Ausnahme 
der §§ 24, 25, 30 und 31 geregelt sind. Der 
Antrag kann auch gestellt werden, wenn über 
die weitere Beschwerde innerhalb eines Mo- 
nats nicht entschieden worden Ist. 

(2) Nach Ablauf eines Jahres seit Einlegung 
der weiteren Beschwerde ist die Anrufung der 
W ehrdisziplinarkammer ausgeschlossen. § 7 
gilt entsprechend. 
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§ 17 

entfällt hier 

siehe § 22 a 


§ 18 

Antrag auf Entscheidung des Truppen- 
dienstgerichts 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos 
geblieben, so kann der Beschwerdeführer die 
Entscheidung des Truppendienstgerichts be- 
antragen, wenn seine Beschwerde eine Ver- 
letzung seiner Rechte oder eine Verletzung 
von Pflichten eines Vorgesetzten ihm gegen- 
über zum Gegenstand hat, die im Zweiten 
Unterabschnitt des Ersten Abschnittes des 
Soldatengesetzes mit Ausnahme der §§ 24, 
25, 30 und 31 geregelt sind. Der Antrag kann 
auch gestellt werden, wenn über die weitere 
Beschwerde innerhalb eines Monats nicht 
entschieden worden ist. 


(2) entfällt hier 

siehe Absatz 4a 

(2 a) Das Verfahren vor dem Truppen- 
dienstgericht tritt insoweit an die Stelle des 
Verwaltungsreditsweges gemäß § 59 des Sol- 
datengesetzes. 
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(3) Mit dem Antrag kann nur geltend ge- 
macht werden, daß eine dienstliche Maßnahme 
oder Unterlassung rechtswidrig sei. Rechtswi- 
drigkeit ist auch gegeben, wenn der Beschwer- 
deführer durch Überschreitung oder Miß- 
brauch dienstlicher Befugnisse verletzt ist. 

(4) Der Antrag Ist innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Bekanntgabe des ablehnenden Be- 
scheids bei dem Vorgesetzten, der über die 
weitere Beschwerde entschieden hat^ schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift zu erklä- 
ren und zu begründen. Die Frist wird auch 
gewahrt, wenn der Antrag bei dem nächsten 
]3)isziplinarvorgesetzten eingelegt wird. Der 
Vorgesetzte legt den Antrag mit seiner Stel- 
lungnahme der W ehrdisziplinarkammer vor. 
Zuständig Ist die W ehrdisziplinarkammer, die 
für den Befehlsbereich errichtet ist, zu dem der 
Truppenteil oder die Dienststelle des Be- 
schwerdeführers bei Stellung des Antrages ge- 
hört. 


(5) Der Antrag hat keine auf schiebende 
Wirkung. Die W ehrdisziplinarkammer, in 
dringenden Fällen ihr Vorsitzender, kann die 
aufsdilebende Wirkung anordnen. Die Anord- 
nung kann schon vor Stellung des Antrages 
auf gerichtliche Entscheidung getroffen wer- 
den, wenn der zuständige Diszipllnarvorge- 
setzte die Aussetzung nach § 3 Abs. 2 abge- 
lehnt hat. 

§ 19 

Verfahren der W ehrdisziplinarkammer 

(1) Für die Besetzung der W ehrdisziplinar- 
kammer 56 der Wehrdisziplinarordnung) 
ist der Dienstgrad des Beschwerdeführers maß- 
gebend. 

(2) Die W ehrdisziplinarkammer hat von 
Amts wegen den Sachverhalt aufzuklären. Sie 
kann Beweise wie im disziplinargerichtlichen 
Verfahren erheben. Sie entscheidet ohne münd- 
liche Verhandlung endgültig durch Beschluß. 
Die Entscheidung ist zu begründen. § 17 Abs. 
5 gilt entsprechend. 
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(3) unverändert 


(4) Der Antrag ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des ablehnenden 
Bescheids oder nach Ablauf der in Absatz 1 
Satz 2 bestimmten Frist bei dem für die Ent- 
scheidung über die weitere Beschwerde zu- 
ständigen Vorgesetzten schriftlich einzurei- 
chen oder zur Niederschrift zu erklären und 
zu begründen. Die Frist wird auch gewahrt, 
wenn der Antrag bei dem nächsten Diszipli- 
narvorgesetzten eingelegt wird. Der Vorge- 
setzte, der über die weitere Beschwerde ent- 
schieden hat, legt den Antrag mit seiner 
Stellungnahme dem Truppendienstgericht 
vor. Zuständig ist das Truppendienstgericht, 
das für den Befehlsbereich errichtet Ist, zu 
dem der Truppenteil oder die Dienststelle 
des Beschwerdeführers bei Stellung des An- 
trages gehört. 

(4 a) Nach Ablauf eines Jahres seit Einle- 
gung der weiteren Beschwerde ist die Anru- 
fung des Truppendienstgerichts ausgeschlos- 
sen. § 7 gilt entsprechend. 

(5) Der Antrag hat keine aufschiebende 
Wirkung. Das Truppendienstgericht, in drin- 
genden Fällen sein Vorsitzender, kann die 
aufschiebende Wirkung anordnen. Die An- 
ordnung kann schon vor Stellung des An- 
trages auf gerichtliche Entscheidung getroffen 
werden, wen der zuständige Disziplinarvor- 
gesetzte die Aussetzung nach § 3 Abs. 2 ab- 
gelehnt hat. 

§ 19 

Verfahren des Truppendienstgerichts 

(1) Für die Besetzung des Truppendienst- 
gerichts ist der Dienstgrad des Beschwerde- 
führers maßgebend. 

(2) Das Truppendienstgericht hat von 
Amts wegen den Sachverhalt aufzuklären. 
Es kann Beweise wie im disziplinargericht- 
lichen Verfahren erheben. Es entscheidet 
ohne mündliche Verhandlung, kann jedoch 
mündliche Verhandlung anberaumen, wenn 
es dies für erforderlich hält. Haben Beweis- 
erhebungen stattgefunden, so bat das Trup- 
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(3) Die Wehrdisziplinarkamrner kann 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 
dem Wohrdisziplinarsenzz zur Entscheidung 
vorlegen, wenn nach ihrer Auffassung die 
Fortbildung des Rechts oder die Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung es erfor- 
dert. Der ^ehrdisziplinarsenzt entscheidet 
mit drei richterlichen Mitgliedern einschließ- 
lich des Vorsitzenden und zwei militärischen 
Beisitzern durch Beschluß. Die Entscheidung 
des Wehrdisziplinarsen^ts ist In der vorliegen- 
den Sache für die Wehrdisziplinarkammer 
bindend. 

§ 20 

Inhalt der Entscheidung 

(1) Hält die Wehrdisziplinarkammer einen 
Befehl oder eine Maßnahme, gegen die sich 
der Antrag richtet, für rechtswidrig, so hebt 
sie den Befehl oder die Maßnahme auf. Ist ein 
Befehl bereits ausgeführt oder anders erledigt, 
Ist auszusprechen, daß er rechtswidrig war. 
Hält die Wehrdisziplinarkammer die Ableh- 
nung eines Antrages oder die Unterlassung 
einer Maßnahme für rechtswidrig, so spricht 
sie die Verpflichtung aus, dem Antrag zu ent- 
sprechen oder unter Beachtung der Rechtsauf- 
fassung des Gerichts anderweit tätig zu wer- 
den. 

(2) Ist der Beschwerdeführer durch ein 
Dienstvergehen verletzt worden, so spricht die 
Wehrdisziplinarkammer auch die Verpflich- 
tung aus, nach Maßgabe der Wehrdisziplinar- 
ordnung zu verfahren. 

§ 21 

Anrufung 

des Bundesministers für Verteidigung 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos ge- 
blieben, so kann der Beschwerdeführer den 
Bundesminister für Verteidigung anrufen. Die 
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pendienstgericht das Beweisergebnis dem 
Besdiwerdeführer auf Antrag mitzuteilen 
und ihm binnen einer vom Geridit zu set- 
zenden Frist, die wenigstens drei Tage be- 
tragen muß, Gelegenheit zur Akteneinsidit 
und Stellungnahme zu geben. Das Truppen- 
dienstgericht entsdieidet endgültig durch Be- 
schluß. Die Entscheidung ist zu begründen. 

(2 a) Hält das Truppendlens tgeridit die 
Zuständigkeit des Verwaltungsgeridits für 
gegeben, so verweist es die SaAe an das zu- 
ständige Gericht. Die Entscheidung ist für 
das Verwaltungsgericht bindend. 

(3) Das Truppendienstgericht kann Rechts- 
fragen von grundsätzlicher Bedeutung dem 
Wehrdienstsenat zur Entscheidung vorlegen, 
wenn nadi seiner Auffassung die Fortbildung 
des Rechts oder die Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung es erfordert. Der 
Wehrdienstsenat entscheidet mit drei richter- 
lichen Mitgliedern einschließlich des Vorsit- 
zenden und zwei militärischen Beisitzern 
durch Beschluß. Die Entscheidung des Wehr- 
dienstsenats ist in der vorliegenden Sache 
für das Truppendienstgericht bindend. 

§ 20 

Inhalt der Entscheidung 

(1) Hält das Truppendienstgericht einen 
Befehl oder eine Maßnahme, gegen die sich 
der Antrag richtet, für rechtswidrig, so hebt 
es den Befehl oder die Maßnahme auf. Ist 
ein Befehl bereits ausgeführt oder anders er- 
ledigt, ist auszusprechen, daß er rechtswidrig 
war. Hält das Truppendienstgericht die Ab- 
lehnung eines Antrages oder die Unterlas- 
sung einer Maßnahme für rechtswidrig, so 
spricht sie die Verpflichtung aus, dem Antrag 
zu entsprechen oder unter Beachtung der 
Rechtsauffassung des Gerichts anderweit tä- 
tig zu werden. 

(2) Ist der Beschwerdeführer durch ein 
Dienstvergehen verletzt worden, so spricht 
das Truppendienstgericht auch die Verpflich- 
tung aus, nach Maßgabe der Wehrdiszipli- 
narordnung zu verfahren. 

§ 21 

Anrufung des Bundesministers für 
Verteidigung 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos 
geblieben, so kann der Beschwerdeführer den 
Bundesminister für Verteidigung anrufen, 
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Anrufung ist nur zulässig, wenn er keinen An- 
trag auf Entscheidung der W ehrdisziplinar- 
kammer gestellt hat und die dafür vorgesehene 
Frist abgelaufeyi ist. Die Anrufung muß bin- 
nen weiterer zwei Wochen erfolgen. 


(2) Hat der Beschwerdeführer die Entschei- 
dung der Wehr disziplinär kammer beantragt 
oder die Klage zum Verwaltungsgericht erho- 
ben, so kann er den Bundesminister für Ver- 
teidigung anrufen, wenn sein Antrag als un- 
zulässig verworfen oder seine Klage als unzu- 
lässig abgewiesen worden ist. Die Frist für die 
Anrufung des Ministers beginnt mit der Zu- 
stellung der Entscheidung. 

(3) Die Vorsdiriften über die Einlegung der 
Beschwerde finden entsprechende Anwendung. 


§ 22 

W ehr disziplinär Senat 

(1 ) Gegen eine Entscheidung oder eine Maß- 
nahme des Bundesministers für Verteidigung 
kann der Beschwerdeführer unmittelbar den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 
Soweit der Bundesminister für V erteidigung 
in den Fällen des §21 eine Entscheidung ge- 
troffen hat, ist der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nur zulässig, wenn ein neuer 
selbständiger Beschwerdegrund gegeben ist. 

(2) Die Vorschriften der §§ 18 bis 20 fin- 
den entsprechende Anwendung. Über den An- 
trag entscheidet der Bundesdisziplinarhof — 
We\\vdisziplinarstn 2 iit — (§ S9 der Wehrdis- 
ziplinarordnung). 


siehe § 17 
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1. wenn er keinen Antrag auf Entscheidung 
des Truppendienstgerichts gestellt hat oder 

2. wenn die Voraussetzungen für einen An- 
trag auf Entscheidung des Truppendienst- 
gerichts (§ 18) nicht gegeben sind und das 
Gericht den Antrag aus diesem Grund 
verworfen hat. 

Die Frist für die Anrufung beträgt zwei 
Wochen. Sie beginnt in den Fällen der Num- 
mer 1 mit Ablauf der für den Antrag auf 
Entscheidung des Truppendienstgerichts vor- 
gesehenen Frist, in den Fällen der Num- 
mer 2 mit der Zustellung der Entscheidung. 

(2) entfällt 


(3) unverändert 

(4) Eine vom Bundesminister für Vertei- 
digung getroffene Entscheidung ist endgültig. 

§ 22 

Entscheidungen des Bundesministers 
für Verteidigung 

Für die Anfechtung von Entscheidungen 
oder Maßnahmen des Bundesministers für 
Verteidigung einschließlidi der Entscheidun- 
gen über Beschwerden oder weitere Beschwer- 
den gilt § 18 mit folgenden Abweichungen: 

1. Der Antrag auf Entscheidung des Wehr- 
dienstgerichts kann unmittelbar gestellt 
werden. 

2. Über den Antrag entscheidet anstelle des 
Truppendienstgerichts der Wehrdienst- 
senat. 

Die §§ 19 und 20 sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 22 a 

Verwaltungsgerichtliches Vorverfahren 

(1) Ist für eine Klage aus dem Wehrdienst- 
verhältnis der Verwaltungsrechtsweg gege- 
ben, so tritt das Beschwerdeverfahren (Be- 
schwerde und weitere Beschwerde) an die 
Stelle des Vorverfahrens. 
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§23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am . . . 
In Kraft. 


(2) Die Beschwerde kann in diesen Fällen 
auch bei der Stelle eingelegt werden, deren 
Entscheidung angefochten wird. Halt diese 
Stelle die Beschwerde für begründet, so hilft 
sie ihr ab. Andernfalls legt sie die Be- 
schwerde der zur Entscheidung zuständigen 
Stelle vor. 

(3) Gegen Entscheidungen des Bundesmini- 
sters für Verteidigung ist die Klage erst zu- 
lässig, wenn dieser auf eine Beschwerde er- 
neut entschieden hat. Gegen eine Beschwerde- 
entscheidung ist die Klage unmittelbar zu- 
lässig. 

(4) Das für die Klage zuständige Gericht 
kann schon vor Erhebung der Klage auf An- 
trag des Beschwerdeführers die aufschiebende 
Wirkung anordnen. Ist die Maßnahme im 
Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, 
so kann das Gericht die Aufhebung der Voll- 
ziehung anordnen. 

(5) § 19 Abs. 2 a ist entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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